
Burgdorf, 15.04.2011 
 

N I E D E R S C H R I F T  
 
über die Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr der Stadt Burgdorf am 
07.04.2011 im Sitzungsraum des Rathauses II, Vor dem Hann. Tor 1 
 
16.WP/UmVerkA/034 
 
 
Beginn öffentlicher Teil:  16:30 Uhr 
Beginn vertraulicher Teil:  Uhr 

Ende öffentlicher Teil:  18:05 Uhr 
Ende vertraulicher Teil:   Uhr  

 
 

 
 

 

Anwesend: Vorsitzende 

  Leykum, Maria  

Mitglied/Mitglieder 

  Lüddecke, Dieter  

  Rickert, Heidrun  

Mitglied des Rates 

  Morich, Hans-Dieter  

  Röttger, Fritz Vertretung für Herrn Alker 

  Schulz, Kurt-Ulrich Vertretung für Frau Heldt 

Gast/Gäste 

  Kusber, Paula  

Verwaltung 

  Baxmann, Alfred  

  Frerichs, Peter  

  Herbst, Rainer  

  Stabno, Martin   
 

 

T A G E S O R D N U N G  
 

Öffentlicher Teil 

1. Feststellung der Anwesenheit, Beschlussfähigkeit und Tagesordnung 
   
2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 

Verkehr am 10.03.2011 
   
3. Anfragen gemäß Geschäftsordnung 
   
4. Mitteilungen des Bürgermeisters 

- Parksituation Innenstadt - 
   
5. Anregungen an die Verwaltung 
   
 Einwohnerfragestunde 
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Öffentlicher Teil 

 1. Feststellung der Anwesenheit, Beschlussfähigkeit und Tagesordnung 
 

  
Frau Leykum begrüßte die Anwesenden, stellte die ordnungsgemäße La-
dung fest und teilte mit, dass Frau Heller entschuldigt nicht anwesend ist. 
 
Herr Morich bat im Zusammenhang mit der Beschlussfähigkeit um das 
Wort, um eine persönliche Erklärung abzugeben. Herr Morich führte aus, 
dass er die angekündigte Nicht-Teilnahme anderer Ausschussmitglieder nicht 
befürworten kann. Da er von Wählern und Bürgern hierauf angesprochen 
worden sei, fühle er sich verpflichtet, an dieser Sitzung teilzunehmen, wobei 
er auf das ihm zustehende Sitzungsgeld verzichte.  
 
Die anwesenden Ausschussmitglieder drückten Herrn Morich gegenüber ihre 
Zustimmung und Anerkennung aufgrund seiner Ausführungen aus. 
 
Die Tagesordnung wurde einstimmig beschlossen. 
 
 
 

 2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt und Verkehr am 10.03.2011 

 

  
 
Beschluss: 
 
Die Niederschrift der Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Ver-
kehr vom 10.03.2011 wurde mit zwei Ja-Stimmen und vier Enthal-
tungen genehmigt. 
 
 
 

 3. Anfragen gemäß Geschäftsordnung 
 

  
Keine Anfragen. 
 
 
 

 4. Mitteilungen des Bürgermeisters 
- Parksituation Innenstadt - 

 

  
Herr Frerichs teilte mit: 
 

a) Die Region Hannover hat mit Schreiben vom 04.04.2011 mitgeteilt, 
dass der Landschaftsrahmenplan fortgeschrieben wird, wobei erst-
mals eine Online-Beteiligung erfolgt. Unter der Internet-Adresse 
www.hannover.de könnten Einwohnerinnen und Einwohner bis zum 
24.06.2011 Hinweise und Ergänzungen abgeben. Die formale Beteili-
gung bezogen auf den Gesamtentwurf einschließlich des jetzt noch 
nicht vorliegenden Maßnahmenkonzeptes sowie des Zielkonzeptes er-
folge im Frühjahr 2012. 

b) Zum Klimaschutzaktionsprogramm wurde seitens der Stadt der ent-
sprechende Antrag gestellt; eine Eingangsbestätigung hierüber liegt 
vor. Ein Antrag für das Teilkonzept „Klimaschutz in eigenen Liegen-
schaften“ ist durch die Liegenschaftsabteilung gestellt worden. 
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Herr Herbst teilte mit: 
 
a) Bei der Ortsbesichtigung der Sprengelstraße in Schillerslage war fest-

gestellt worden, dass im Zuge der Ortsdurchfahrt ein subjektives Un-
sicherheitsgefühl bei Passanten auf dem Gehweg in Höhe der Ein-
mündung „Am Bergfeld / Im Dorfe / Sprengelstraße“ während der 
Vorüberfahrt größerer Kraftfahrzeuge entstehen kann. Daher wurde 
die Möglichkeit von Abhilfemaßnahmen diskutiert. Bzgl. der ge-
wünschten farblichen Markierung des Bordsteins hat die Straßenver-
kehrsabteilung mitgeteilt, dass diese Weißmarkierung nicht möglich 
ist. Es handelt sich um einen atypischen Fall der Kennzeichnung, der 
nicht umsetzbar ist. Parallel wurde mit dem Eigentümer des Grund-
stücks über den teilweisen Ankauf eines Grundstücksstreifens von ca. 
2 m Breite gesprochen, der unmittelbar an dem Gehweg gelegen ist. 
Mit diesem Grundstücksstreifen könnte der Gehweg unter Versetzung 
des vorhandenen Zauns auf insgesamt ca. 3,5 m Breite erweitert 
werden. Die damit verbundenen Kosten sind durch die Stadt zu tra-
gen. Der Grundstückseigentümer hat seine grundsätzliche Verkaufs-
bereitschaft signalisiert. Zu verhandeln ist in der nachfolgenden Zeit 
über die weiteren Modalitäten.  

b) In der Louisenstraße sollen, nach bereits erfolgter Absprache mit den 
dortigen Anwohnern, Poller gesetzt werden. Die mittlerweile ange-
ordneten Parkverbote sollen vorübergehend, voraussichtlich für einen 
Monat, auch in der Zeit nach 17.00 Uhr kontrolliert werden.  

c) Die Protokolle der Geschwindigkeitsmessungen werden der Nieder-
schrift als Anlage 1 beigefügt. 

d) Mittels tabellarischer Übersichten, die der Niederschrift als Anlage 2 
beigefügt sind, stellte Herr Herbst die Voraussetzungen und Auswir-
kungen der Aufstellung dreier unterschiedlicher Verkehrszeichen (Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, Verkehrsberuhigter Bereich, Tempo-30-
Zone) auf die zulässige Geschwindigkeit, das erlaubte Parken, das 
allgemeine Verhalten, die Zulässigkeit von Fußgängerüberwegen so-
wie die baulichen Voraussetzungen dieser Beschilderungen dar. 
 
Herr Lüddecke hinterfragte, ob die Einschränkungen durch die Ein-
richtung einer Tempo 20 bzw. Tempo 30-Zone auch für die Einrich-
tung von Radwegen gelten. Herr Herbst erläuterte, dass in diesen 
Bereichen keine Radwege ausgewiesen oder Vorfahrtstraßenschilder 
aufgestellt und Ampeln errichtet werden dürfen. 
 
Herr Herbst erläuterte weiter, dass in Tempo-20- bzw. 30-Zonen 
das Parken generell erlaubt ist. Ein Parkverbot kann in besonderen 
Situationen angeordnet werden. In diesen Zonen besteht generell die 
Vorfahrtsregelung „rechts vor links“, allerdings kann das Verkehrszei-
chen 301 (Vorfahrt nur an dieser Kreuzung) aufgestellt werden, wenn 
es die Verkehrssicherheit erfordert. Das Verkehrszeichen 306 (Vor-
fahrtstraße) wurde deinstalliert, aber das sog. „Bordsteinregulativ“ ist 
im bisherigen „Altbestand“ weiter zu beachten. Daher wurde das Ge-
spräch mit der Region Hannover gesucht und es wurden Maßnahmen 
angeordnet, die die Geschwindigkeit der Fahrzeuge im Innenstadtbe-
reich reduzieren sollen. Die Deinstallation der Parkverbote ist als Ein-
zelfallentscheidung anzusehen. 
 
Herr Baxmann betonte, dass die Stadt zu keinem Zeitpunkt rechts-
widrig gehandelt hat. 
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Herr Schulz führte aus, dass im Bereich „Habichtshorst“ in der dor-
tigen Tempo-30-Zone ein Bordsteinregulativ vorhanden ist und 
gleichwohl die „Rechts-vor-links-Regelung“ gelten soll. Herr Herbst 
sagte eine Überprüfung zu. 
 
Herr Lüddecke sprach an, dass Radfahrern oftmals die Vorfahrtsre-
gelungen in Tempo-30-Zonen nicht bewusst sind. So ist die Ver-
kehrssituation in der Lippoldstraße als gefährlich anzusehen. Die Ver-
kehrsteilnehmer sind sich dort nicht sicher, ob die Vorfahrtsregelung 
„rechts-vor-links“ gilt. Herr Herbst erwiderte, dass ggf. eine Ver-
kehrsschau an den angesprochenen Bereichen durchgeführt werden 
könnte. 
 
Herr Herbst führte weiter aus, dass in Abstimmung mit der Region 
Hannover das Halten zum Be- und Entladen in der Marktstraße er-
laubt ist. In den Flächen, die durch aufgeklebte Markierungen ge-
kennzeichnet sind, ist das Parken erlaubt. Diese Flächen sind im Ver-
lauf der Poststraße / Braunschweiger Straße auf beiden Straßenseiten 
wechselseitig angebracht, wobei auf die berechtigten Belange der 
Anwohner Rücksicht genommen wurde und z.B. durch Fahrversuche 
die Erreichbarkeit der Grundstückszufahrten sichergestellt wurde. 
Nun muss geprüft werden, ob diese Regelung durch die Bürger und 
insbesondere die Radfahrer akzeptiert und angenommen werden 
wird. 
 
Herr Morich hob hervor, dass ein schnelles Handeln notwendig war, 
um Verluste für die Einzelhändler zu verhindern. Herr Herbst erwi-
derte, dass vom Einzelhandel gefordert worden war, im Innenstadt-
bereich Parkplätze einzurichten. Herr Baxmann fügte hinzu, dass zu 
beobachten war, dass die Straßen im Innenstadtbereich nicht durch 
die Kunden des Einzelhandels in Anspruch genommen wurden, son-
dern regelmäßig durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der dort an-
sässigen Firmen.  
 
Frau Rickert merkte an, dass sie in den letzten Wochen in der In-
nenstadt Dauerparker beobachtet hat, die in der Vergangenheit auf 
dem Schützenplatz ihre PKW abgestellt hatten. Es sei wichtig, auf die 
Belange der Fahrradfahrer zu achten, die den Bereich Poststraße / 
Braunschweiger Straße befahren. Freu Leykum merkte an, dass der 
Zustand der letzten Wochen nicht tragbar gewesen ist. Nicht nur für 
den Einzelhandel sei ein Verlust eingetreten, sondern für die Aufent-
haltsqualität im Innenstadtbereich und für die Radfahrer. Die erhoffte 
Reduzierung des Fahrzeugverkehrs konnte nicht erreicht werden.  
 
Herr Lüddecke entgegnete auf die Äußerung von Herrn Morich, 
dass Aussagen über Umsatzeinbußen nicht stets im Zusammenhang 
mit der Parkplatzsituation stehen müssen. Die Leidtragenden der 
letzten Zeit waren insbesondere die Radfahrer. Wichtig ist nun die 
Verbesserung der Aufenthaltsqualität in der Innenstadt. 
 
Herr Herbst erläuterte, dass in den Bereichen  Braunschweiger 
Straße / Poststraße die Radfahrer um geparkte Fahrzeuge herum fah-
ren müssen. Diese veränderte Verkehrsführung muss nun beobachtet 
werden. Die Reduktion des Fahrzeugverkehrs konnte durch parkende 
Fahrzeuge nicht erreicht werden. Die Fahrzeit durch die Innenstadt 
mit dem Fahrziel Südstadt ist noch immer zu kurz. Daher muss auch 
im Hinblick auf das Ausbauprogramm für den Innenstadt geprüft 
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werden, ob andere Maßnahmen möglich sind. Evtl. könne durch Auf-
pflasterungen eine Verbesserung erreicht werden. Daneben könnte 
durch die Einrichtung mehrerer Fußgängerüberwege der Verkehrs-
fluss verlangsamt werden. Eine entsprechende Vorlage wird in Ab-
stimmung mit der Polizei und der Verkehrsbehörde erarbeitet und 
vorgelegt werden. 
 
Zu der veränderten Verkehrsführung merkte Herr Baxmann an, 
dass nicht unmittelbar nach der Umsetzung Strafzettel für falsches 
Parken verteilt würden, sondern dass nach einer kurzen Eingewöh-
nungszeit Verstöße geahndet werden. Herr Herbst ergänzte, dass 
nach den rechtlichen Grundsätzen eine Zeit von drei Tagen nach Auf-
stellung abgewartet werden muss, bevor Verstöße gegen das Park-
verbot verfolgt werden können. Ab Montag, den 11.04.2011 würden 
auch nach 17.00 Uhr entsprechende Kontrollen durch die Stadt 
durchgeführt. 
 
Frau Leykum sprach sich dafür aus, dass verschiedene Möglichkei-
ten ausprobiert werden sollten, um die Situation in der Innenstadt zu 
verbessern. Herr Lüddecke hinterfragte, ob durch die Einrichtung 
eines generellen Durchfahrtverbots am Beginn der Marktstraße mit 
Ausnahmen für Anlieferverkehr und Anlieger die Anzahl der Fahrzeu-
ge reduziert werden könnte. Herr Morich schloss sich diesem Vor-
schlag an und ergänzte, dass sich Bürger durchaus die Einrichtung 
einer Fußgängerzone wünschten. 
 
Frau Rickert erwiderte, dass die Einrichtung einer Fußgängerzone 
nicht von allen Bürgern gewünscht werde und es mit der Führung des 
Busverkehrs in diesem Bereich Probleme geben würde. 
 
Herr Baxmann führte aus, dass diese Verkehrsregelung dazu führen 
würde, dass die Verkehrsbelastung in der Gartenstraße zu stark an-
steigen würde. Es müsse ein Ausgleich zwischen der Aufenthaltsquali-
tät und der Erreichbarkeit der Innenstadt erreicht werden. Weiter 
verfügen Marktstraße / Poststraße und Braunschweiger Straße über 
Nebenstraßen, deren Verteilerfunktion bei der Einrichtung eines 
Durchfahrtverbots ebenfalls beachtet werden muss. Der Kompromiss, 
einen kurzen Bereich der Poststraße als Einbahnstraße auszugestal-
ten, hat sich als richtig erwiesen. 
 
Frau Leykum sprach den früheren Antrag der FDP-Fraktion bzgl. 
zeitweiser Sperrungen der Marktstraße an. Herr Baxmann führte 
aus, dass es sich hier um einen Alternativvorschlag der Verwaltung 
gehandelt hat. Eine zeitweise Sperrung sollte nur aus begründetem 
Anlass angeordnet werden (z.B. Oktobermarkt). Ansonsten sei diese 
nicht nachvollziehbar. 
 
Herr Lüddecke forderte, dass diesbezüglich durch die Verwaltung 
konkrete Maßnahmen benannt werden und merkte an, dass bei der 
Anordnung eines Durchfahrtverbots mit Ausnahme für Anlieger diese 
Ausnahme nur durch wenige Personen in Anspruch genommen wür-
de. Frau Leykum sprach sich dafür aus, in der Oberen Marktstraße 
eine veränderte Verkehrsführung anzudenken. So könne bis zur Ein-
fahrt des Rewe-Marktes eine kurze Einbahnstraße eingerichtet wer-
den.  
 
Herr Baxmann verlieh seiner Verärgerung über die Presseberichter-
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stattung in den letzten Wochen Ausdruck. Diese sei nicht durchge-
hend sachgerecht und zutreffend gewesen. So sei die nicht korrekt 
errichtete Aufpflasterung im Bereich Marktstraße umgehend korrigiert 
worden. Es hat sich um einen handwerklichen Fehler der ausführen-
den Baufirma gehandelt, der kurzfristig behoben worden ist. 
 
Herr Lüddecke hinterfragte in diesem Zusammenhang, ob dies nicht 
vor dem Abnahmetermin hätte festgestellt werden können. Herr 
Herbst erwiderte, dass dies der Fall gewesen war. Herr Baxmann 
ergänzte, dass der Fehler zwar vor der Freigabe des Abschnitts für 
den Verkehr bekannt gewesen sei. Eine weiter andauernde Sperrung 
für den Fahrzeugverkehr sei nicht vertretbar gewesen. Daher habe 
die Fehlerbehebung nach der Freigabe erfolgen müssen. 
 
Weiter sprach Herr Baxmann die Berichterstattung über die angeb-
lich zeitlich verspätete Meldung veränderter Verkehrsführungen an 
die Hersteller von Navigationsgeräten an. Eine derartige Mitteilung 
von Kommunen an die Hersteller sei unüblich. Vielmehr treten die 
Hersteller an die Kommunen heran. 
 
Herr Lüddecke vertrat die Auffassung, dass seitens der Stadt ent-
sprechende Meldungen an die Hersteller von Navigationsgeräten ge-
geben werden sollten, wenn Konzepte für eine Änderung von Stra-
ßenführungen entwickelt werden. 
 
Herr Herbst führte aus, dass derartige Meldungen im Übrigen nicht 
zu einer Beschleunigung der Aufnahme von veränderten Verkehrsfüh-
rungen in die Software von Navigationsgeräten führen. Weiter könn-
ten nur umgesetzte Verkehrsführungen mitgeteilt werden, nicht die 
angedachten Planungen. Herr Baxmann sprach an, dass die Region 
ein Mobilitäts- und Verkehrsmanagement anstrebt, in dem derartige 
Meldungen gebündelt kommuniziert werden.  
 
Herr Herbst wies darauf hin, dass die Veränderungen der Verkehrs-
führung und der Parksituation im Innenstadtbereich stets im Einver-
nehmen mit der Region Hannover erfolgt sind. Das Ministerium hat in 
einem aktuellen Anschreiben an die Stadt allerdings darauf hingewie-
sen, dass nach einem Erlass aus dem Jahr 2005, der weder der 
Stadt, der Polizei, anderen Kommunen in der Umgebung noch der 
Region Hannover bekannt war, die Zustimmung der Region zu den 
genannten Veränderungen hinsichtlich der Gemeindestraßen nicht 
notwendig gewesen wäre. 
 
Herr Herbst wies auf die Situation bzgl. der Verwaltungsvorschriften 
zur Straßenverkehrsordnung hin. Diese war kürzlich durch die 46. 
Änderung zunächst modifiziert worden und darauf folgend wurde die-
se Änderung wieder zurückgenommen. Allerdings hatte das zuständi-
ge Bundesministerium die ebenfalls geänderten Verwaltungsvorschrif-
ten zur Straßenverkehrsordnung in Kraft belassen, so dass diese nun 
auf eine nicht „passende“ Straßenverkehrsordnung angewendet wer-
den müssten. Dieses verkompliziere die Rechtsanwendung. Weiter sei 
zu beachten, dass jetzt die Stadt auf Grundlage des Erlasses freier 
entscheiden könne. Bei Straßen des klassifizierten Straßennetzes 
(Bundes-, Landes-, Regionsstraßen) sei aber nach wie vor der Stra-
ßenbaulastträger zu beteiligen. Dieser könne Entscheidungen der 
städtischen Verkehrsbehörde, sollten diese nicht ausreichend begrün-
det sein, ablehnen. So könne beispielsweise die Ampelanlage in Sor-
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gensen wegen der zu geringen Zahl querender Fußgänger nicht 
rechtssicher angeordnet werden. 
 
Frau Leykum schloss die Diskussion zu diesem Tagesordnungspunkt 
ab. 
 

 
 
 

 5. Anregungen an die Verwaltung 
 

  
 
Herr Röttger wies auf folgende Sachverhalte hin: 
 

a) In Ehlershausen ist das Gemeindebüro geschlossen worden. Daher 
sollten auch die darauf noch hinweisenden Schilder im Straßenraum 
entfernt werden. So sei ein Schild am Fahrradschuppen am Bahnhof 
vorhanden. 

b) Bei der Einweihung der P+R-Anlage am Bahnhof in Ehlershausen 
wurde Herrn Röttger von der zuständigen Landschaftsplanerin mitge-
teilt, dass fünf Bäume ausgetauscht werden müssten. Dies ist nicht 
geschehen.  

c) Das Aussteigen aus den mit einer „Absenkmöglichkeit“ versehenen 
Bussen der RegioBus funktioniert nach den Beobachtungen von Herrn 
Röttger nicht gut. Es besteht hier eine Sturzgefahr, da die Fahrer der 
RegioBus den zum Aussteigen vorgesehenen Hochsteig nicht anfah-
ren und als Begründung hierfür die Verkürzung ihrer Pausenzeiten 
anführen. Hier sollte Kontakt mit der RegioBus aufgenommen wer-
den.  

 
Herr Morich wies darauf hin, dass er aus der Bevölkerung durchweg po-
sitive Aussagen zu dem erfolgten Ausbau der Blücherstraße erhalten ha-
be und sprach sich dafür aus, bei zukünftigen Maßnahmen diesen Aus-
baustandard beizubehalten. 
 
Frau Leykum berichtete, dass sie in den letzten Jahren bereits an der 
Jahreskonferenz des Klimaschutzbündnisses teilgenommen habe. Außer 
ihr habe aus der Politik und der Verwaltung niemand teilgenommen. Da 
überwiegend Verwaltungsmitarbeiter an den Konferenzen teilnehmen, 
sprach sich Frau Leykum dafür aus, dass ein Vertreter der Verwaltung 
an der Konferenz teilnimmt.  Herr Frerichs erwiderte, dass nach seinem 
Wissen ein Beschluss des Verwaltungsausschusses oder eines anderen 
Fachausschusses bestehe, nachdem aus Kostengründen die bzw. der 
Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt und Verkehr die Stadt bei den 
Jahreskonferenzen vertreten solle. Frau Leykum regte an, diese Rege-
lung zu überdenken, da die Teilnahme an der Konferenz auch für die 
Verwaltung lohnend sei. 
 
Frau Leykum sprach weiter an, dass sie ein Gespräch mit dem NABU 
geführt habe bzgl. der Besetzung der Position des beratenden Mitglieds 
im Ausschuss für Umwelt und Verkehr der Stadt Burgdorf. Herr Jatz-
kowski könne aus den bekannten Gründen seine Tätigkeit im Ausschuss 
nicht mehr wahrnehmen. Die Besetzung des beratenden Mitglieds sei an 
seine Person gebunden. Nach den bisherigen Regelungen besteht die Be-
auftragung der Funktion des beratenden Mitglieds über die laufende 
Wahlperiode hinaus. Herr Baxmann betonte, dass Herr Kleinschmidt für 
diese Aufgabe geeignet sei und ggf. als Gast an den zukünftigen Sitzun-
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gen teilnehmen könne. Frau Leykum wies darauf hin, dass Herr Klein-
schmidt nur in der Funktion als beratendes Mitglied die Verwaltungsvor-
lagen erhalte und regte an, die bisherige Verknüpfung bzgl. der Benen-
nung des beratenden Mitglieds in der kommenden Wahlperiode aufzuhe-
ben. 

 
 
 

 Einwohnerfragestunde 
  

Die Fragen und Antworten der Einwohnerfragestunde sind dem Protokoll 
als Anlage 3 beigefügt. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 


